
sprächen die Trennung ebenfalls „regelmäßig unange­
bracht“ sei.*
Mit den Prinzipien des sozialistischen Eheverfahrens ist 
die formelle Anspruchstrennung nach § 145 ZPO
schlechthin unvereinbar, so daß diese Bestimmung gemäß 
§ 1 EheVerfO für das Eheverfahren unanwendbar ge­
worden ist. Denn eines seiner Hauptprinzipien ist ge­
rade umgekehrt das Streben nach Z u s a m m e n f a s ­
s u n g  aller aus Anlaß einer Scheidung denkbaren 
Streitfragen zwischen den Ehegatten, der Grundsatz der 
abschließenden Klärung und Bereinigung aller durch die 
Ehe geschaffenen Beziehungen in einem einheitlichen 
konzentrierten Verfahren — ein Grundsatz also, dem die 
nachträgliche Zerlegung des ursprünglich einheitlichen 
Verfahrens in mehrere selbständige Prozesse diametral 
entgegengesetzt ist. Das gesetzgeberische Motiv hierfür, 
nämlich das Bestreben, den Partnern einer sinnlos ge­
wordenen Ehe die mit der Liquidierung der ehelichen 
Beziehungen in einer Vielzahl von Prozessen verbundene 
Vergeudung von Nervenkraft, Zeit und — nicht zu­
letzt! — Prozeßkosten zu ersparen, ist schon oft dar­
gelegt worden.
Aber es gibt darüber hinaus noch einen weiteren zwin­
genden Grund, der in der gegenwärtigen Lage unseres 
Verfahrensrechts die umfassende und bis zur Beendigung 
des Prozesses aufrechtzuerhaltende Verbindung aller 
mit der Scheidung zusammenhängenden Streitfragen im 
einheitlichen Eheverfahren dringend notwendig macht: 
der Umstand, daß auf die in § 13 Abs. 2 EheVerfO be­
handelten Komplexe — Vermögensausgleich, Hausrat — 
unser neues, sozialistisches Eheverfahrensrecht überhaupt 
nur unter dieser Voraussetzung der Verbindung mit der 
Scheidungssache angewandt werden kann. Werden diese 
Ansprüche in selbständigen Prozessen geltend gemacht 
oder durch Trennung in einen selbständigen Prozeß ver­
wiesen, so richtet sich das Verfahren über sie bekannt­
lich nach den allgemeinen Normen der ZPO, weil eben 
die EheVerfO nur auf die eigentliche Ehesache und die 
mit ihr v e r b u n d e n e n  Nebenansprüche Anwendung 
findet.* 3 Das bedeutet z. B., daß in einem selbständigen 
Prozeß über jene Ansprüche dem Gericht die z. Z. nur in 
der EheVerfO festgelegten erweiterten Möglichkeiten * 
der Wahrheitsermittlung nicht zur Verfügung stehen, 
daß Vergleiche, Anerkenntnisse und Verzichte ohne ge­
richtliche Bestätigung stattfinden können usw. Es bedarf 
keiner Ausführung, daß im Verfahren über sachlich so 
eng mit der Ehesache zusammenhängende Streitpunkte 
ein derartiges Ergebnis nach Möglichkeit vermieden 
werden muß, und das kann eben nur durch die Ver­
bindung dieser Punkte mit der Ehesache und deren Auf­
rechterhaltung für die ganze Dauer des Verfahrens ge­
schehen.
Daß die EheVerfO aus diesen Gründen die Konzentration 
aller mit der Scheidung zusammenhängenden Streit­
punkte in einem einheitlichen Verfahren auch hinsicht­
lich derjenigen Beziehungen wünscht und begünstigt, 
für deren Klärung die Verbindung mit der Scheidungs­
klage nicht obligatorisch ist, also die Fragen des Ver­
mögensausgleichs und Hausrats (§ 13 Abs. 2 EheVerfO), 
ergibt sich aus § 24 Abs. 1 EheVerfO, der die Anspruchs­
häufung kostenrechtlich begünstigt und damit einen 
Anreiz für die Verbindung auch dieser Ansprüche mit 
der Scheidungssache schafft. Haben die Parteien diesem 
Anliegen des Gesetzes entsprochen und alle mit der 
Scheidung zusammenhängenden Streitfragen gemeinsam 
vor Gericht gebracht, so kann es unter gar keinen Um­
ständen Sache des Gerichts sein, entgegen der gesetz­
lichen Tendenz und dem Willen der Parteien eine oder 
mehrere dieser Fragen derart vom Scheidungsverfahren 
zu trennen, daß sie in selbständigen Prozessen zu he­

's Vgl. Baumbach. Kommentar zur ZPO, § 145, Anm. 1 u. 2.
3 Vgl. Lehrbuch, Bd. II, S. 5».

handeln sind; das heißt: § 145 ZPO ist im Eheverfahren 
nicht anwendbar.
Das bedeutet natürlich nicht, daß in dem die Scheidung 
und alle „Nebenansprüche“ zusammenfassenden Ver­
fahren unbedingt über alle Punkte der Klage oder 
Widerklage gleichzeitig entschieden werden müßte. 
Die gleichzeitige Entscheidung (d. h. die zusammen 
mit dem Scheidungsausspruch erfolgende Entschei­
dung) ist nur für die Scheidungsfolgen des §13 
Abs. 1 EheVerfO vorgeschrieben. Im übrigen aber — 
Ausgleichsanspruch, Hausrat — steht es dem Ge­
richt kraft seiner allgemeinen Befugnis zur Auf­
gliederung des Prozeßstoffs* — einem Element der 
Prozeßleitung — frei, zunächst über den zur Ent­
scheidung reifen Teil der Ansprüche, also die Scheidungs­
klage und die Scheidunffsfolgen nach § 13 Abs. 1 Ehe­
VerfO, und durch späteres Schlußurteil über den Rest 
der Ansprüche (§ 13 Abs. 2 EheVerfO) zu entscheiden, 
falls diese noch der weiteren Aufklärung bedürfen.
Eine solche Handhabung darf aber nicht von Beginn des 
Prozesses an ins Auge gefaßt werden. Um dem Geist der 
EheVerfO gerecht zu werden, muß in jedem Eheverfah­
ren zunächst von dem Versuch ausgegangen werden, den 
gesamten Prozeßstoff gleichzeitig zur Entscheidung zu 
bringen. Werden — woran es oft noch mangelt — alle 
Möglichkeiten des vorbereitenden Verfahrens zur Auf­
klärung des Sachverhalts auch hinsichtlich der „Neben­
ansprüche“ ausgenutzt, so wird jenes Ziel meist zu 
erreichen sein. Nur dann also, wenn sich gleichwohl in 
der streitigen Verhandlung ergibt, daß zwar die Schei­
dungsklage begründet ist und auch die Fragen nach § 13 
Abs. 1 EheVerfO zur Entscheidung reif sind, die vor­
bereiteten und erhobenen Beweise jedoch zur Entschei­
dung über die Ansprüche nach § 13 Abs. 2 EheVerfO 
noch nicht ausreichen und insoweit eine weitere um­
fangreichere Beweiserhebung erforderlich ist, sollte — 
in der Regel nur auf einen entsprechenden Antrag einer 
Partei — über die Scheidung und die Folgen des § 13 
Abs. 1 EheVerfO durch Teilurteil entschieden und 
zugleich der notwendige Beweisbeschluß hinsichtlich der 
Ansprüche des § 13 Abs. 2 EheVerfO erlassen werden. 
Der Termin zur Beweisaufnahme und weiteren Ver­
handlung ist zweckmäßigerweise auf einen Zeitpunkt 
nach Ablauf der Berufungsfrist anzusetzen und im Falle 
der Berufungseinlegung wieder aufzuheben. Wird der 
Berufung stattgegeben und die Scheidungsklage ab­
gewiesen, so erledigt sich damit das Verfahren über die 
noch offenstehenden Nebenansprüche; wird die Berufung 
zurückgewiesen, so ist der Beweisbeschluß durchzufüh­
ren und das Verfahren durch Schlußurteil abzuschließen, 
sobald die Akten aus der Berufungsinstanz zurück­
gelangt sind.
Durch ein solches Verfahren wird auch ohne formelle 
Trennung nach § 145 ZPO die damit angestrebte Auf­
gliederung des Prozeßstoffs erreicht, jedoch vermieden, 
daß mehrere selbständige Prozesse geführt werden. 
Übrigens glaube ich, daß die Gerichte mit der 
„Trennung“ oder „Abtrennung“ sehr oft nur die hier be­
schriebene zulässige Aufgliederung im Auge haben, also 
über die Bedeutung des von ihnen gebrauchten Begriffs 
keine genügende Klarheit besitzen und, wäre es der Fall, 
diesen Begriff nicht verwenden würden. Die Trennung 
nach § 1 4 5  ZPO — und nur auf diese darf der Ausdruck 
verwandt werden — hat in organisatorisches- Hinsicht zur 
Folge, daß alle den abgetrennten Anspruch betreffenden 
Teile der Klage, Klagebeantwortung, etwaige Schrift­
sätze und Protokolle, abzuschreiben sind und mit ihnen 
ein neues Aktenstück mit besonderem Aktenzeichen zu 
bilden ist, daß die Streitwerte für beide getrennten Pro­
zesse neu zu berechnen sind — am Streitwert der Ehe­
sache wird sich meist nichts ändern — und die entspre­
chenden Gerichtskostenvorschüsse nachzufordern sind;
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* Vgl. hierzu Lehrbuch, Bd. I, S. 226 ff., insbes. S, 229.


